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AMTSBLATT 


des k. u. k. Kreiskommandos 
in Lubartow. 


Lubartöw, am 20. September 1916. Ne .عد‎  fhonamentsyreis vierteljährig 3 Kronen. 


= لز‎ mental 


INHALT: 212. Verordnung des Armeeoberkommandanten betreffend die Stâdteordnung 


für die Städte Kielce, Lublin, Piotrków und Radom. — 213. Verordnung 
des Armeeoberkommandanten betreffend die Städteordnung für vierunddrei- 
sig Städte. — 214. Verordnung des Armeeoberkommandanten betreffend die 


Strafkompetenz bei Verletzung der Ein- und Ausfuhrverbote von Monopolsgegen- 
ständen. — 215. Verordnung des Armeeoberkommandanten betreffend die Standes- 
register. — 216. Verordnung des Armeeoberkommandanten betreffend den Schutz 
der landwirtschaftlichen Haustiere. — 217. Verein „Towarzystwo wzajemnej pomocy 
pracowniköw handlowych i przemystowych m. Warszawy” — Wiederaufnahme der 
Tätigkeit. — 218. Verein „Zwiazek Ziemian” — Aufnahme der Tätigkeit im österr.- 
ung. Okkupationsgebiete. — 219. Verein „Drugie lubelskie Towarzystwo wzajemnego 
kredytu” — Genehmigung des Weiterbestandes. 


Tu u — 


Verordnung 


des Armeeoberkommandanten vom 18. August (916, betreffend die 
Städteordnung für die Städte Kielce, Lublin, Piotrków, Radom. 


§ 1. 


Geltungsbereich der Verordnung. 


Diese Städteordnnng gilt für die Städte: 

Kielce, Lublin, Piotrköw, Radom. 

Das Militärgeneralgouvernement ist ermächtigt, den Geltungsbereich dieser Veror- 
dnung auch auf andere Städte auszudehnen. 

Jede dieser Städte bildet eine eigene Stadtgemeinde. 


§ 2. 
Stadtgebiet. 


Das Stadtgebiet wird, wenn, es nicht mit dem Gemeindegebiete zusammenfällt, durch 
Verordnung des Militärgeneralgouvernements bezeichnet. 

Das Militärgeneralgouvernement ist ermächtigt, ländliche Gebietsteile aus dem 
Stadtgebiete auszuscheiden oder das Stadtgebiet auf Gebietsteile anderer Gemeinden 
auszudehnen. 

Die bei der Abgrenzung des Stadtgebietes erübrigenden Teile von Gemeindege- 
bieten werden vom Militärgeneralgouvernement mit anderen Gemeinden vereinigt oder als 
selbständige Gemeinden erklärt. 

_ Vor einer Entscheidung im Sinne dieses Paragraphen sind die Vertretungen der 
beteiligten Gemeinden sowie Vertrauensmänner jener Einwohner zu hören, deren Grund- 
besitz oder Wirtschaftsbetrieb von der Gebietsabgrenzung berührt wird. 

Offentlich-rechtliche Beschränkungen der Verfügungsfreiheit über Bauerngründe 


(Grunta ukazowe) sind durch die Einbeziehung der betreffenden Liegenschaft in das Stadt- 
gebiet aufgehoben, 


§ 3. 
Gemeindemitglieder. 


Mitglieder einer Stadtgemeinde sind alle Personen, die die Staatsangehörigkeit im 
Königreiche Polen besitzen und im Stadtgebiete ihren ordentlichen Wohsitz haben. 

Angehörige der österreichisch-ungarischen oder einer verbündeten Wehrmacht so- 
wie Angestellte der österreichisch-ungarischen Militärverwaltung, die im St+dtgebiete ihren 
Amtssitz haben, ohne Gemeindemitglieder zu sein, sind von allen Gemeindelasten befreit. 


$ 4. 
Stadtvetretung (Stadtraf) 


Die Vertretung der Stadtgemeinde obliegt dem Stadtrate, 


Der Stadtrat besteht in Städten mit höchstens achtzigtausend Einwohnern aus fün- 
fzig, in Städten mit mehr als achtzigtauserd Einwohnern aus sechzig Stadträten. Die 
Stadträte werden von den Gemeindemitglieder nach Massgabe dieser Verordnung und der 
besonderen Wahlordnungen gewählt. 


Sea 
Stadtverwaltung (Magistrat). 


Die Verwaitung der Stadtgemeinde obliegt dem Magistrate. 

Der Magistrat besteht aus dem Stadtpräsidenten zwei Vizepräsidenten und in Städ- 
ten mit höchstens achtzigtausend Einwohnern aus sechs, in Städten mit mehr als achtzig- 
tausend Eiuwohnern aus acht Ratsherren, Die Mitglieder des Magistrates werden vom 
Stadtrate gewählt. Zum Stadtpräsidenten und zu Vizeprasidenten kann jede in einer Stadt 
Polens, zum Ratsherren jede in der betreffenden Stadt wählbare Person gewahlt werden. 

Die Wahl des Stadtprasidenten und -der Vizepräsidenten bedarf der Bestätigung 
des Mil:târgeneralgouvernements, 

Der Stadtpräsident und, bei seiner Verhinderung, zunächst der erste, dann der 
zweite Vizepräsident ist Leiter des Magistrates und Vorsitzender des Stadtrates. 


§ 6. 
Wirkungskreis des Stadtrates 


Der Wirkungskreis des Stadtrates ‘umfasst die Wahrnehmung der wirtschaftlichen, 
hygienischen und kulturellen Interessen der Gemeinde — somit insbesondere die Verwaltung 
des eigenen Vermögens, den Schutz und die Ausgestallung von Handel und Verkehr, die 
Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln und den notwendigen Bedarfsartikeln, das 
Marktwesen, städtische ‘Bauwesen, die ‘Herstellung und Instandbandlung ‘von Verkehrswegen 
und Komunikationen, Waserversorgung, Beleuchtungs- ‘und Abzugsanlagen, Assanierung, 
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Errichtung und Erhaltung von Krankenanstalten, Uberwachung des Gesundheitszustandes, 
Armenwesen, Förderung der Volksbildung usw., einschliesslich der Handhabung der Orts- 
polizei in allen diesen Angelegenheiten. 

Der Stadtrat hat seine Beschlüsse mit Beobachtung der bestehen Gesetze, der Ver- 
ordnungen des Armeeoberkommandanten und des Militärgeneralgouvernements sowie der 
gesetzmässigen Verfügungen der k.u. k. Behörden und Kommandos zu fassen. Unbeschadet 
dieser Vorschrift kommt den innerhalb ihres Wirkungskreises gefassten Beschlüssen der 
Stadtvertretung volle Rechtsgültigkeit zu. 

Der Genehmigung des Militärgeneralgouvernements bedürfen jedoch Beschlüsse we- 
gen: 

a) Festsetzung des Gemeindebudgets, 

b) Festsetzung der Stadtregulierungspläne, 

c) Veräusserung oder Belastung von Liegenschaften oder Kapitalien im Geldwerte von 
mehr als zwanzigtausend Kronen im Jahre, 

d) Übernahme einer dauernden Verpflichtung im Geldwerte von jährlich mehr als fünf- 
tausend Kronen, 

e) Einführung von Gemeindeumlagen oder anderen Abgaben, 

f) Vorbehaltes bestimmter Rechte zu Gunsten der Stadtgemeinde (städtische Anstal- 
ten und Unternehmungen), 

g) Festsetzung der Geschäftsordnung für die Stadtvertretung und für die Stadtverwal- 
tung sowie der Dienstverhältnisse der Gemeindeorgane. 

Alle Beschlüsse, auf Grund deren Rechte oder Pflichten von Privatpersonen be- 
gründet werden. sind dem Kreiskommando zur Kenntnis za bringen und werden in orts- 
üblicher Weise kundge macht. 

Der Stadtrat kann überdies in allen Angelegenheiten, die das Interesse der Stadt- 
gemeinde berühren. -auch wenn sie nicht in seinen Wirkungskreis fallen—Anträge stellen 
oder Gutachten abgeben und ist hiezu auf Verlangen des Militärgeneralgouvernements 
oder des Kreiskommandos verpflichtet. 


S F 
Wirkungskreis des Magistrates. 


Der Wirkunyskreis des Magistrates umfasst die Durchführung der Beschlüsse des 
Stadtrates und die Mitwirkung an der öffentlichen Verwaltung gemäss den Gesetzen, Ver- 
ordnungen des Armeeoberkommandanten oder des Militärgeneralgouvernements sowie den 
jeweiligen gesetzmässigen Anordnungen der k. u. k. Militârverwaltung. 


§ 8. 
Wahlrecht. 


Erfordernisse des Wahlrechtes sind: 
. das voilendete 25. Lebensjahr, 
männliches Geschlecht, 
Vollgenuss der bürgerlichen Rechte, 
Staatsangehörigkeit im Königreiche Polen, 
. ordentlicher Wohnsitz im Stadtgebiete seit wenigstens einem Jahre vor dem 
Tage der Wahlausschreibung, 
6. Unbescholtenheit. 
Der ordentliche Wohnsitz (Punkt 5) wird durch eine Abwesenheit nicht unterbro- 
chen, die durch kriegerische Ereignisse erzwungen oder notwendig gemacht wurde. 


: Uubescholten (Punkt 6) im Sinne dieser Verordnung ist, wer nicht wegen eines 
Verbrechens, wegen eines aus Gewinnsucht oder gegen die öffentliche Sittlichkeit began- 
genen Vergehens oder einer solchen Ubertretung verurteilt wurde. Die wegen eines Ver- 
brechens verurteilten Personen werden nach Ablauf von zehn Jahren, die wegen eines 
Vergehens oder einer Übertretung verurteilen Personen nach Ablauf von fünf Jahren nach 
dem Ende oder der rechtskräftigen Nachsicht der Strafe wieder als unbescholten betrachtet. 


a‏ دم د حي اپ 


Das Militargeneralgouvernement kann Personen, die durch feindselige Haltung ge- 
gen die österreichisch-ungarische Monarchie oder das polnische Volk, durch agitatorische 
Tätigkeit oder Verbreitung beunruhigender Gerüchte die öffentliche Ordnung stören, vom 
Wahlrechte ausschliessen. : 


§ 9. 
Wählbarkeit: 


Wählbar ist jeder Wahlberechtigte. der die polnische Sprache in Wort und Schrift 
beherrscht und das 30. Lebensjahr vollendet hat. 


§ 10. 
Wahlkurien. 


Zur Wahl des Stadtrates werden die Wahlberechtigten in fiinf Kurien eingeteilt, 
von denen jede in Städten mit höchstens achtzigtausend Einwohnern zehn Stadträte und 
zwölf Ersatzmänner wählt. 

Die I. Kurie umfasst: jene Wahlberechtigten, die eine Hochschule absolviert ha- 
ben und eine dieser Bildung entsprechende Berufsstellung einnehmen; die Autteilung der 
Mandate auf die Angehörigen der verschiedenen Berufsstände erfolgt durch Verordnung 
des Militargeneralgouvernements. 

die II. Kurie umfasst: jene Wahlberechtigten, die Handel oder Gewerbe treiben; 

die II. Kurie umfasst: jene Wahlberechtigten, de Eigentümer einer Liegenschaft 
im Stadtgebiete sind; wahlberechtigt ist für jede Liegenschaft nur die in den öffentlichen 
Büchern als Eigentümer eingetragene, bei mehreren Eigeutümern die von den anderen be- 
vollmächtigte Person; 

die IV. Kurie umfasst: jene Wahlberechtigten, denen innerhalb eines Jahres vor 
der Wahl im Stadtgebiete eine Wohnungsteuer vorgeschrieben ist; 

die V. Kurie umfasst: jene Wahlberechtigten, die nicht in einer der vier früher ge- 
nannten Kurien wahlberechtigt sind. 

Wenn bezüglich eines Wählers die Voraussetzungen der Zugehörigkeit zu mehre- 
ren Kurien zutreffen, so ist er nur in der in obiger Aufzählung früher bezeichneten Kurie 
wahlberechtigt. 


EL 


Juristische Personen. 


Jurist sche Personen, bezüglich deren die Voraussetzungeu der Zugehörigkeit zur 
IL oder HI. Kurie (§ 10) zutreffen, sind wahlberechtigt, wenn ihr Bestand von der k. u. k. 
Militärverwaltung zur Kenntnis genommen wurde und sie im Stadtgebiete ihren Sitz oder 
eine Zweigniederlassung haben; ihr Wahlrecht kann nun durch ein Mitglied ihrer Vertre- 
tung ausgeübt werden, das den Voraussetzungen des $ 8 entspricht. 


§ 12. 
Personen unter 25 Jahren, Frauen, Handlungsunfähige. 


Personen, die nur wegen Abganges der in $ 8, Punkt 1, 2 oder 3, aufgezählten 
Erfordernisse des Wahlrechtes nicht wahlberechtigt wären und bezüglich deren die Vo- 
raussetzungen der Zugehörigkeit zur Il. oder lll. Kurie ($ 10) zutreffen, sind wahlberech- 
tigt; ihr Wahlrecht kann nur durch einen Vertreter ausgeübt werden, der den Voraus- 
setzungen des § 8 entspricht. 


§ 13. 
Amtsdauer. 


Die Stadtvertretung und Stadtverwaltung (Stadtrat und Magistrat) sind zur Aus- 
übung ihres Amtes durch drei Jagre vom Tage der Verkündung des Wahlergebnisses an 
befugt. 
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Die Stadtverwaltung führt nach Ablauf der Amtsdauer ihr Amt bis zum Amtsant- 
'ritte der neuen Stadtverwaltung weiter. 

Das Militärgeneralgouvernement kann vor Ablauf der Amtsdauer die Stadtvertre- 
tung auflösen oder nur die Organe der Stadtverwaltung entheben und trifft in diesen Fäl- 
len die notwendigen Anordnungen wegen Fortführung der städtischen Angelegenheiten. 


§ 14. 
Wahlordnungen. 


Die Vorschriften für die Ausschreibung uud Durchführung der Wahlen werden 
durch Verordnung des Militärgeneralgouvernements erlassen. 


55 
- Mandatsverlust und Ersatz von Mitgliedern. 


Das Amt eines Mitgliedes der Stadtvertretung oder der Stadtverwaltung erlischt 
durch Verlust des Wahlrechtes ($ 8). 

Wenn während der Amtsdauer ($ 13) ein Mitglied der Stadtvertretung durch Tod, 
Erlöschen oder sonstigen Verlust des Amtes wegfällt, tritt ein Ersatzmann derselben Kurie 
an seine Stelle. Die Reihenfolge des Eintrittes der Ersatzmänner wird durch die Wahlor- 
dnungen geregelt. - 

Beim Wegfalle der halben Zahl von Mitgliedern und Ersatzmännern aus einer Kurie 
wird die fehlende Zahl von Mitgliedern und Ersatzmânnern in dieser Kurie neugewählt. 

Wenn während der Amtsdauer ($ 13) ein Mitglied der Stadtverwaltung durch Tod, 
Erlöschen oder sonstigen Verlust des Amtes wegfällt, hat der Stadtrat gemäss $ 5 eine 
Neuwahl vorzunehmen. 

§ 16. 


Amtssprache. 


Die Amtssprache des Stadtrates, des Magistrates sowie aller ibrer Organe ist die 
polnische Sprache. 

Alle Stadtgemeinden müssen jedoch auch Anbringen und Zuschriften in deutscher 
Sprache unterschiedlos in Behandlung nehmen. 


SiGe 
Strafrecht des Stadtpräsidenten. 


Der Stadtpräsident kann bei Übertretung der seiner Durchführung übertragenen 
Vorschriften und Anordnungen an Stelle des Kreiskommandanten Geldstrafen bis zu fünf- 
hundert Kronen oder Arreststrafen bis zu vier Wochen androhen und verhângen. 

Die Protokolle über die Strafverhandlungen uni die Ausweise tiberjdie Verwendung 
-der Strafbeträge hat der Stadtpräsident dem Kreiskommando nach Ablauf von je drei 
Monaten vorzulegen. 

Der Stadtpräsident kann auf Grund der Anzeige eines Organes der Ortspolizei 
oder der k. u. k, Militärverwaltung Strafverfügungen im Sinne der Verordnung des Armee- 
oberkommandanten vom 19. August 1915, Nr. 30 V.-Bl., erlassen. 

Für das Strafrecht des Stadtpräsidenten gelten die Artikel I, III, IV und V der er- 
wähnten Verordnung. 


§ 18. 
Angelobung. 


Der Stadtpräsident, die Vizepräsidenten und die Ratsherren leisten beim Amtsan- 
tritte in die Hände des Militärgeneralgouverneurs oder seines Stellvertreters durch Hand- 
schlag das Gelöbnis, ihre Pflichten treu zu erfüllen, nach Recht, Gesetz und Gewissen 
vorzugehen nnd ihre Arbeit dem Wohle des ihnen anvertrauten Gemeinwesens zu widmen. 

Die Stadträte leisten dasselbe Gelöbniss in der ersten Beratung, an der sie teilneh- 
men, in die Hände des Vorsitzenden. 
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$ 19, 
Aufsichtsrecht. 


Das Kreiskommando hat darüber zu wachen, dass der Stadtrat und der Magistrat 
ihren Wirkungskreis nicht überschreiten, die gesetzlichen Vorschriften strengstens beobach- 
ten und die ihnen überwiesenen Aufgaben getreu erfüllen. 

Wenn die Organe der Stadtgemeinde ihre Pflichten nicht erfüllen, sich Verletzun- 
gen gesetzlicher Vorschriften zu Schulden kommen lassen oder die Aufgaben der Gemeinde 
vernachlässigen, bat die Stadtgemeinde die ungeeigneten Organe—mögen sie durch Wahl 
oder Ernennung bestellt sein—zu entfernen und durch andere zu ersetzen. Wenn die Stadt- 
gemeindedies unterlässt, kann das Militargeneralgouvernement jedes Gemeindeorgan enthe- 
ben und seine Aufgaben durch Organe der k. u. k. Militärverwaltung versehen lassen. 

Die den öffentlichen Interessen dienenden Aufgaben der Gemeinde kann das Mili- 
targeneralgouvernemet, in dri genden Fällen das Kreiskommando jederzeit durch Organe 
der k u. k. Militärverwaltung versehen lassen. Diese Bestimmung findet auf die Vermö- 
gensverwaltung der Gemeinde keine Anwendung. 


§ 20. 
Beschwerderecht. 


Gegen jede die Stadtvertretung oder Stadtverwaltung betreffende Verfügung des 
Kreiskommandos steht die Berufung an dis Militärgeneralgouvernement offen. Die Beru- 
fung ist vom Magistrat innerhalb vierzehn Tagen nach Zustellung des angefochtenen Be- 
scheides oder nach Einleitung jener Massnahme, durch die die Gemeinde sich verletzt er- 
achtet, beim Kreiskommando einzubringen. 


Die Berufung hat insoweit aufschiebende Wirkung, als nicht öffentliche Interessen 
den Vollzug der angefochtetenen Verfügung erfordern. 


Sr, al 


Durchführungsmassnahmen. 


Das Militärgeneralgouvernement ist ermächtigt, alle Massnahmen zu treffen und alle 
Verordnungen zu erlassen, die zur erfolgreichen Durchführung dieser Verordnung notwen- 
dig sind. 

6:22 
Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt wit dem 1. Oktober 1916 in Kraft. 


213. 


Y eT OF ع‎ a 


des Armeeoberkommandanten vom 18. August 1916, betreffend die 
Städteordnung für vierunddreissig Städte, 


§ 1. 


Geltungsbereich der Verordnung, 


Diese Städteordnung gilt für die Orte: 


Bilgoraj, Busk. Checiny, Chelm, Chmielnik, Dabrowa, Dubienka, Dzialoszyce, Hru- 
bieszöw, Janöw, Jedrzejöw, Konsk, Kozienice, Krasnostaw, Krasnik, Leczna, Lubartöw, 
Miechöw, Noworadomsk, Olkusz, Opatöw, Opoczno, Ostrowiec, Pinczow, Przedborz, 
Pulawy, Sandomierz, Staszow, Szczeberszyn, Szydlowiec, Tomaszów, Włoszczowa, Wierzb- 
nik, Zamość. 
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Der Militärgeneralgouverneur ist ermächtigt, den Geltungsbereich dieser Verord- 
nung auch auf andere Orte auszudehnen oder einzelne von den im ersten Absatze bezeich- 
neten Orten aus dem Geltungsbereiche dieser Verordnung auszuscheiden und der Städte- 
ordnung für die Städte Kielce, Lublin, Piotrköw, Radom zu unterwerfen. 


` Jeder dieser Orte bildet eine eigene Stadtgemeinde. 


§ 2. 
Stadtgebiet. 


Das Stadtgebiet wird, wenn es nicht mit dem Gemeindegebiete zusammenfällt, durch 
Verordnung des Militargeneralgouvernements bezeichnet. 

_ Das Militârgeneralgouvernement, ist ermâchtigt, lândliche Gebietsteile aus dem Stadt- 
gebiete auszuscheiden c der das Stadtgebiet auf Gebietsteile anderer Gemeinden auszudehnen. 

Die bei der Abgrenzung des Stadtgebietes erübrigenden Teile von Gemeindegebie- 
ten werden vom Militargeneralgouvernemenc mit anderen Gemeinden vereinigt oder als 
selbstandige Gemeinden erklartt. 

Vor einer Entscheidung im Sinne dieses Paragraphen sind die Vertretungen der 
beteiligten Gemeinden sowie Vertrauensmänner jener Einwobner zu hören, deren Grund- 
besitz oder Wirtschaftsbetrieb von der Gebietsabgrenzung berührt wird. 

Offentlich-rechtliche Beschrankungen der Verfügungsfreiheit über Bauerngriinde 
(Grunta ukazowe) sind durch die Einbeziehung der betreffenden Liegenschaft in das Stadt- 
gebiet aufgehoben. 


§ 3; 
Gemeindemitglieder. 


Mitglieder einer Stadtgemeinde sind alle Personen, die die Staatsangehörigkeit im 
Königreiche Polen besitzen und im Stadtgebiete ihren o:dentlichken Wohnsitz haben. 

Angehörige der österreichisch-ungarischen oder einer verbündeten Wehrmacht so- 
wie Angestellte der österreichisch-ungarischen Militärverwaltung, die im Stadtgebiete ihren 
Amtssitz haben, ohne Gemeindemitglieder zu seın, sind von allen Gemeindelasten befreit. 


§ 4. 
Stadtvertretung (Stadtrat). 


Die Vertretung der Stadtgemeinde obliegt dem Stadtrate. 

Der Stadtrat besteht in Städten mit höchstens zehntausend Einwohnern aus vier- 
undzwanzig, in Städten mit mehr als zehntausend Einwohnern aus zweiundieissig Stadträ- 
ten. Die Stadträte werden von den Gemeindemitgliedern nach Massgabe dieser Verordnung 
und der besonderen Wahlordnungen gewählt. 


§ 5. 
Stadtverwaltung (Magistrat). 


Die Verwaltung der Stadtgemeinde obliegt dem Magistrate. 

Der Magistrat besteht aus dem Bürgermeister, seinem Stellvertreter und vier Be- 
sitzern. Die Mitglieder des Magistrates werden vom Stadtrate gewählt. Zum Bürgermeister 
und zu seinem Stellvertreter kann jede in einer Stadt Polens, zum Beisitzer jede in der 
betreffenden Stadt wählbare Person gewäblt werden. 

Die Wahl des Bürgermeister und seines Stellvertreters bedarf der Bestätigung des 
Militärgeneralgouvernements. 

Der Bürgermeister und bei seiner Verhinderung, sein Stellvertreter ist Leiter des 
Magistrates und Vorsitzender des Stadtrates. 
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Wirkungskreis des Stadtrates. 


Der Wirkungskreis des Stadtrates umfasst die Wahrnehmung der wirtschaftlichen, 
hygienischen und kulturellen Interessen der Gemeinde—somit insbesondere die Verwaltung 
des eigenen Vermôg ns, den Schutz und die Ausgestaltung von Handel und Verkehr, die 
Versorgung der Bevölkernng mit Lebensmitteln und den notwendigen Bedarfsartikeln, das 
Marktwesen, städtische Bauwesen, die Herstellung und Instandhaltung von Verkehrswegen 
und Kommunikationen, Wasserversorgung, Beleuchtungs- und Abzugsanlagen, Assanierung, 
Errichtung und Erhaltung von Krankenanstalten, Uberwachung des Gesundheitszustandes, 
Armenwesen, Fôrderung der Volksbildung usw., einschliesslich der Handhabung der Orts- 
polizei in diesen Angelegenheiten. 

Der Stadtrat hat seine Beschlüsse mit Beobachtung der bestehenden Gesetze, der 
Verordnungen des Armeeoberkommandanten und des Militârgeneralgouvernements sowie 
der gesetzmâssigen Verftigungen der k. u. k, Behôrden und Kommandos zu fassen. Unbe- 
schadet dieser Vorschriften kommt den innerhalb ihres Wirkungskreises gefassten Beschlüs- 
sen der Stadtvertretung volle Rechtsgültigkeit zu. 

Der Genehmigung der k. u, k. Militärverwaltung bedürfen jedoch Beschlüsse u egen. 

a) Festsetzung des Gemeindebudgets; 

b) Festzetzung der Stadtregulierung splane; 

c) Veräusserung oder Belastung von Liegenschaften oder Kapitalien; 

d) Übernahme einer dauernden Verpflichtung in Geldwerte von jährlich mehr als tau- 
send Kronen; 

e) Einführung von Gemeindeumlagen oder anderen Abgaben; 

f) Vorbehaltes bestimmter Rechte zu Gunsten der Stadtgemeinde (städtische Anstalten 
und Unternehmungen); 

g) Festsetzung der Geschäftsordnung für die Stadtvertretung und für die Stadtverwal- 
tung sowie der Dienstverhâltnisse der Gemeindeorgane. 

Zur Entscheidung über die Erteilung der Genehmigung ist berufen: 

das Kreiskommando in den Fällen der Punkte a) und b), des Punktes c), wenn 
der Geldwert des veräusserten Gegenstandes oder die Belastung nicht mehr als zwanzigta- 
usend Kronen im Jahre beträgt, des Punktes d), wenn der Geldwert der Verpflichtung nicht 
mehr als fünftausend Kronen beträgt; 

das Militärgeneralgouvernement in allen anderen unter c) bis g) bezeichneten Fällen 

Alle Beschlüsse, auf Grund deren Rechte oder Pflichten von Privatpersonen begrün- 
det werden, sind dem Kreiekommando zur Kenntnis zu bringen und werden in ortsüblicher 
Weise kundgemacht. 

Der Stadtrat kann überdies in allen Angelegenheiten, die das Interesse der Stadt- 
gemeinde berühren. — auch wenn sie nicht in seinen Wirkungskreis fallen — Anträge stel- 
len oder Gutachten abgeben und ist hiezu auf Verlangen des Militärgeneralgouvernements 
oder des Kreiskommandos verpflichtet. 


$ 7. 
Wirkungskreis des Magistrates. 


Der Wirkungskreis des Magistrates umfasst die Durchführung der Beschlüsse des 
Stadtrates und die Mitwirkung an der öffentlichen Verwaltung gemäss den Gesetzen, Ver- 
ordnungen des Armmeoberkommandanten oder des Militärgeneralgouvernemsnts sowie den 
jeweiligen gesetzmassigen Anordnungen der k, u. k. Mititärverwaltung. 


§ 8. 
Wahlrecht. 


Erfordernisse des Wahlrechtes sind: 

1. das Vollendete 25. Lebensjahr; 

2. männliches Geschlecht; 

3. Vollgenuss der bürgerlichen Rechte; 

4. Staatsangehörigkeit im Königreiche Polen: 
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5. ordentlicher Wohnsitz im Stadtgebiete seit wenigstens einem Jahre yor dem Ta- 
ge der Wahlausschreibung; 
| 6. Unbescholtenheit. 

Der ordentliche Wohnsit7 (Punk 5) wird dnrch eine Abwesenheit nicht unterbro- 
chen, die durch kriegerische Ereignisse erzwungen oder notwendig gemacht wurde. 

Unbescholten (Punkt 6) im Sinne dieser Verordnung ist, wer nicht wegen eines 
Verbrechens, wegen eines aus Gewinnsucht oder gegen die öffentliche Sittlichkeit began- 
genen Vergehens oder einer solchen Übertretung verurteilt wurde. Die wegen eines Ver- 
brechens verurteilten Personen werden nach ablauf von zehn Jahren, die wegen eines Ver- 
gehens oder einer Übertretung verurteilten Personen nach Ablauf von fünf Jahren nach 
dem Ende oder der rechtskräftigen Nachsicht der Strafe wieder als unbescholten betrachtet. 

Das Militargeneralgouyernement kann Personen, die durch feindselige Haltung gegen 
die österreichisch-ungarische Monarchie oder das polnische Volk, durch agitatorische Tä- 
tigkeit oder Verbreitung beunruhigender Gerüchte die öffentliche Ordnung stören, vom 
Wahlrechte ausschliessen. 

§ 9. 


Wählbarkeit. 


Wahlbar ist jeder Wahlberechtigte, der die polnische Sprache in Wort und Schrift 
beherrscht und das 30. Lebensjahr vollendet hat. 


§ 10. 
Wahlkurien. 


Zur Wahl des Stadtrates werden die Wahlberechtigten in vier Kurien geteilt, von 
denen jede in Städten mit höchstens zehntausend Einwohnern sechs Stadträte und sechs 
Ersatzmänner, in Städten mit mehr als zehntausend Einwohnern acht Stadträte und acht 
Ersatzmänner wählt. 

Die I. Kurie umfasst: jene Wahlberechtigten, die Handel oder Gewerbe treiben; 

die II. Kurie umfasst: jene Wahlberechtigten, die Eigentümer einer Liegenschaft im 
Stadtgebiete sind; wahlberechtigt ist für jede Liegenschaft nur die ın den öffentlichen Bü- 
chern als Eigentümer eingetragene, bei mehreren Eigentümern die von den anderen bevoll- 
mächtigte Person; 

die III. Kurie umfasst: jene Wahlberechtigten, die eine Mittelschule absolviert haben 
oder denen innerhalb eines Jahres vor der Wahl im Stadtgebiete eine Wohnungssteuer 
vorgeschrieben ist; 

die IV. Kurie umfasst: jene Wahlberechtigten, die nicht in einer der drei früher 
genannten Kurien wahlberechtigt sind. 

Wenn bezüglich eines Wählers die Vorraussetzungen der Zugehörigkeit zu mehre- 
ren Kurien zutreffen, so ist er nur in der in obiger Aufzählung frührer bezeichneten Kurie 
wahlberechtigt. 

SARN 


Juristische Personen. 


Juristische Personen, beziiglich deren die Voraussetzungen der Zugehörigkeit zur I. 
oder Il. Kurie ($ 10) zutreffen, sind wahlberechtigt, wenn ihr Bestand von der k. u. k. Mi- 
litärverwaltung zur Kenntnis genominen wurde und sie im Stadtgebiete ihren Sitz oder eine 
Zweigniederlassung haben; ibr Wahlrecht kann nur durch ein Mitglied ihrer Vertretung 
ausgeübt werden, das den Voraussetzungen des $ 8 entspricht. 


| § 12. 
Personen unter 25 Jahren, Frauen, Handlungsunfähige. 


Personen, die nur wegen Abganges der in $ 8, Punkt 1, 2 oder 3, aufgezählten 
Erfordernisse des Wahlrechtes nicht wahlberechtigt wären und bezüglich deren die Vor- 
aussetzungen der Zugehörigkeit zur 1. oder IL Kurie ($ 10) zutreffen, sind wahlberechtigt; 
ihr Wahlrecht kann nur durch einen Vertreter ausgeübt werden, der den Voraussetzungen 
des $ 8 entspricht. 
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Amtsdauer. 


‚Die Stadtvertretung und Stadtverwaltung (Stadtrat und Magistrat) sind zur Aus- 
bad a ihres Amtes durch drei Jabre vom Tage der Verkündung des Wahlergebnisses an 
elugt. 
Die Stadtverwaltung führt nach Ablauf der Amtsdauer ihr Amt bis zum Amtsan- 
tritte der neuen Stadtverwaltung weiter, 
Das Militärgeneralgouvernement kann vor Ablauf der Amtsdauer die Stadtvertre- 
tung auflösen oder nur die Organe der Stadtverwaltung entheben und trifft in diesen Fäl- 
len die notwendigen Anordnungen wegen Fortführung der städtischen Angelegenheiten. 


§ 14. 
Erstmalige Bildung der Stadtvertretung, Wahlordnungen. 


Bei der erstmaligen Bildung der Stadtvertretung werden die Stadträte nnd Ersatz-. 
männer vom Kreiskommando für die Dauer eines Jahres ernannt. Der Stadtrat wählt für 
seine Amtsdauer nach den Bestimmungen des 5 5 den Magistrat, 

Das Militärgeneralgou vernement ist ermächtigt, die ersten Wahlen sowie den Amts- 
antritt der gewählten Staatvertretung in einzelnen oder allen Städten auch vor Ablauf der 
im ersten Absatze bezeichneten Amtsdauer anzuordnen. : 

Die Vorschriften fiir die Ausschreibung und Durchführung der Wahlen werden. 
durch Verordnung des Militärgeneralgouvernements erlassen. 


§ 15. 
Mandatsverlust und Ersatz von Mitgliedern. 


Das Amt eines Mitgliedes der Stadtvertretung oder der Stadtverwaltung erlischt 
durch Verlust des Wahlrechtes ($ 8). 

Wenn während der Amtsdauer ($ 13 oder $ 14, ein Mitglied der Stadtvertretung 
durch. Tod, Erlöschen oder sonstigen Verlust des Amtes wegfällt, tritt ein Ersatzmann der- 
selben Kurie an seine Stelle. Die Reihenfolge des Eintrittes der Ersatzmänner wird durch 
` die Wahlordnungen geregelt. 

Beim Wegfalle der halben Zahl von Mitgliedern und Ersatzmannern aus einer Ku- 
rie wird die fehlende Zahl von Mitgliedern und Ersatzmännern in dieser Kurie neugewählt. 

Wenn während der Amtsdauer ($ 13 oder 14) ein Mitglied der Stadtverwaltung 
durch Tod, Erlöschen oder sonstigen Verlust des Amtes wegfällt, hat der Stadtrat gemäss 
$ 5 eine Neuwahl vorzunehmen. 


$ 16. 
Amtssprache. 


Die Amtssprache des Stadtrates, des Magistrates sowie aller ihrer Organe ist die 
polnische Sprache. 

Alle Stadtgemeinden müssen jedoch auch Anbringen und Zuschriften in deutscher 
Sprache, die Stadtgemeinden in den Kreisen Chełm, Hrubieszów und Tomaszów überdies 
Anbringen und Zuschriften in ukrainischer Sprache unterschiedlos in Behandlung nehmen. 


§ 17. 
Strafrecht des Bürgermeisters- 
4 di 
Der Bürgermeister kann bei Übertretungen der seiner Durchführung übertragenen. 

Vorschriften und Anordnungen an Stelle des Kreiskommandanten Geldstrafen bis zu zwei- 
hundert Kronen oder Arreststrafen bis zu vierzehn Tagen androhen und verhängen. 

Die Protokolle über die Strafverhandlungen und die Ausweise über die Verwen- 
dung der Strafbeträge hat der Bürgermeister dem Kreiskommando nach Ablauf von je drei. 
Monaten vorzulegen. 
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Der Bürgermeister kann auf Grund der Anzeige eines Organes der Ortspolizei oder 
der x. u. k. Militärverwaltung Strafverfügungen im Sinne der Verordnung des Armeeober- 
kommandanten vom 19. August 1915, Nr. 30 V.-BL, erlassen. 

Für das Strafrecht des Bürgemeisters gelten die Artikel I, II, IV und V der erwâhn- 
ten Verordnung. 


§ 18. 
Angelobung. 


Der Bürgermeister, sein Stellvertreter und die Beisitzer leisten beim Amtsantritte 
ind die Hände des Kreiskommandanten oder seines Stellvertreters durch Handschlag «das 
Gelöbnis, ihre Pflichten treu zu erfüllen, nach Recht, Gesetz und Gewissen vorzugehen 
und ihre Arbeit dem Wohle des ihnen anvertrauten Gemeinwesens zu widmen. 

Die Stadträte leisten dasselbe Gelöbnis in der ersten Beratung, an der sie teilneh- 
men, in die Hände des Vorsitzenden. 


§ 19. 
Aufsichtsrecht. 


Das Kreiskommando hat darüber zu wachen, dass der Stadtrat und der Magistrat 
ihren Wirkungskreis nicht überschreiten, die gesetzlichen Vorschriften. strengstens beobach- 
ten und die ihnen überwiesenen Aufgaben getreu erfüllen. 

Wenn die Organe der Stadtgemeinde ihre Pflichten nicht erfüllen, sich Verletzun- 
gen gesetzlicher Vorschriften zu Schulden kommen lassen oder die Aufgaben der Gemein- 
de vernachlässigen, hat die Stadtgemeinde die ungeeigneten Organe — mögen sie durch 
Wahl oder Ernennung bestellt sein — zu entfernen und durch andere zu ersetzen. Wenn 
die Stadtgemeinde dies un:erlässt, kann das Militär .eneralgouvernement den Bürgermeister 
oder seinen Stellvertreter, das Kreiskommando die sonstigen Gemeindeorgane entheben 
und ihre Aufgaben durch Organe der k. u. k. Militärverwaltung versehen lassen. 

Die den öffentlichen Interessen dienenden Aufgaben der Gemeinde kann das Mili- 
tärgeneralgouverment, in dringenden Fällen das Kreiskommando jederzeit durch Organe 
der k. u. k. Militärverwaltung verseben lassen. Diese Bestimmung findet auf die Vermö- 
gensverwaltung der Gemeinde keine Anwendung. 


§ 20. 
Beschwerderecht. 


Gegen jede die Stadtvertretung oder die Stadtverwaltung betreffende Verfügung 
des Kreiskommandos steht die Berufung an das Militärgeneralgouvernement offen. Die Be- 
rufung ist vom Magistrate innerhalb vierzehn Tagen nach Zustellung des angefochtenen 
Bescheides oder nach Einleitung je ıer Massnahme, durch die Gemeinde sich verletzt erach- 
tet, beim Kreiskommando einzubringen. 


Die Berufung hat insoweit aufschi bende Wirkung, als nicht öffentliche Interessen 
den Vollzug der angefochtenen Veifiigung erfordern. 


$ 21. 
Durchführungsmassnahmen. 
Der Militärgeneralgouverneur ist ermächtigt, alle Massnahmen zu treffen und alle 


Verordnungen zu erlassen, die zur erfolgreichen Durführung dieser Verordnung not- 
wendig sind. 


8892: 
Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1916 in Kraft. 


214. 


Verordnung 


des Armeeoberkommandanten vom 8. September 1916, 
betreffend die Strafkompetenz bei Verletzung der Ein- und Aus- 
funhrverbote von Monopolsgegenständen. 


Bel. 


Es ist verboten, Waren, die den Gegenstand eines Monopoles der k. u. k. Militär-- 
verwaltung bilden, in das Okkupationsgebiet einzuführen oder aus demselben auszuführen. 

Ausnahmen von diesem Verbote werden vom Militärgeneralgouvernement oder von 
den hiezu durch Verordnung des Militärgeneralgouvernements besonders ermächtigten Or- 
ganen bewilligt, 


8:2, 


Zur Untersuchung und Bestrafung von Verletzungen der Ein- und Ausfuhrverbote 
($ 1) sind berufen: 

1. die im Delegationswege hiezu bestimmten, für den Finanzbezirk Krakau zuständi- 
gen österreichischen Finanzbehörden und Gefällsgerichte gemäss $ 20 der Durchführungs- 
vorschriften zur Zollordnung vom 31. Mai 1915, Ni. 16 V. BL; 

2. die k. .نا‎ k. Kreiskommandos. 


§ 3. 


Von den in § 2 unter Punkt 1 und Punkt 2 bezeichneten Behörden ist diejenige 
zur Untersuchung und Bestrafung berufen, bei der der Beschuldigte eingeliefert oder das 
Strafverfahren früher eingeleitet wurde. Wenn dieser Behörde die Beweismittel schwerer 
zugänglich sind, kann sie die Angelegenheit im Einvernehmen mit der anderen Behörde 
dieser abtreten. 

Jede Behörde muss von der Einleitung des Strafverfahrens der anderen hieran be- 
teiligten Behörde Mitteilung machen. Die Behörde, die im Sinne des ersten Absatzes zur 
Strafverfolgung nicht berufen ist, hat das Verfahren einzustellen und allfällige Beweismittel 
abzutreten. Im Zweifel entscheidet über die Strafkompetenz das Militärgeneralgouvernement. 


§ 4. 


Von den k. u. k. Kreiskommandos (§ 2, Punkt 2) wird die Verletzung eines Ein- 
und Ausfuhrverbotes bestraft: 

bei Tabak die unbefugte Ausfuhr sowie die unbefugte Einfuhr nach $ 7 der Veror- 
dnung des Armeeoberkommandanten vom 8. März 1916, Nr. 50 V. Bl: 

bei Spiritus und Branntwein die unbefugte Ausfuhr in die Monarchie sowie die un- 
befugte Einfuhr nach $ 19 der Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 22. April 
1916, Nr. 55 V. Bl, die unbefugte Ausfuhr in Länder ausserhalb der Monarchie nach $ 7 
der Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 15. Dezember 1915, Nr. 47 V. Bl. 

bei Zucker die unbefugte Ausfuhr in die Monarchie sowie die unbefugte Einfuhr 
nach $ 11 der Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 4. Mai 1916, Nr. 37? V. BL, 
die unbefugte Ausfuhr in Länder ausserhalb der Monarchie nach $ 7 der Verordnung des. 
Armeeoberkommandanten vom 15. Dezember 1915, Nr. 47 V. Bl. 

Neben der Strafe kann der Verfall der Waren ausgesprochen werden, deren Behan- 
dlung den Gegenstand des Straferkenntnisses bildet und die im Eigentume des Verurteilten 
stehen. Sind diese Waren bereits verkauft, so kann der Kaufpreis als verfallen erklärt werden. 


§ 5. 


Bei "Bestrafung durch die k. u. k. Kreiskommandos (§ 2, Punkt 2). gehören die 
“Strafgelder, der Erlös für verfallene Gegenstände oder der verfallene Kaufpreis zu den 
Erträgnissen des betreffenden Monopoles der k. u. k. Militärverwaltung. 


Das Militärgeneralgouvernement kann aus den im ersten Absatze bezeichneten Gel- 
-dern jenen Personen, d'e sich bei Entdeckung der strafbaren Handlung (§ 1) hervorgetan 
haben, Belohnungen im Höchstausmasse des Wertes der unbefugt eingeführten oder aus- 
geführten Gegenstände gewähren. 


§ 6. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Kundmachung in Kraft. 


Verordnung 


des Armeeoberkommandanten vom. 8. September 1916, 
betreffend die Standesregister. 


Sart 


Die Standesregister (Matriken) werden in polnischer Sprache geführt. 
§ 2. 


Berichtigungen der Matriken wegen Unrichtigkeit der ursprünglichen Eintragung 
dürfen nur auf Anordnung des Gerichtshofes I. Instanz (Artikel III, lit. a der Verordnung 
des Armeeoberkommandanten vom 9. Mai 1916, Nr. 58 V. Bl., vorgenommen werden. 


83. 


$ 4, Absatz 2, und $ 7, Absatz 2, der Verordnung des Armeeoberkommandanten 
vom 23. April 1915, Nr. 9 V. Bl., betreffend die Standesregister, sind aufgehoben, 


Die übrıgen Vorschriften der erwähnten Verordnung sind mit dem 1. Jänner 1917 
aufgehoben. Mit diesem Zeitpunkte treten die bis zum Wirksamkeitsbeginne der erwähnten 
Verordnung geltenden Vorschriften über das Matrikenwesen wieder in Kraft. 


Verordnung 


des Armeeoberkommandanten vom 8. September (916, 
betreffend den Schutz der landwirtschaftlichen Haustiere. 


Saiz 


Das Militärgeneralgouvernement ist ermächtigt, durch Verordnung: 


1. die Schlachtung von landwirtschaftlichen Haustieren einzuschränken oder zu ver- 


bieten oder den Kreiskommandos die Erlassung solcher Einschränkungen oder Verbote zu 
übertragen, 


2. den Handelsverkehr mit landwirtschaftlichen Haustieren zu regeln, 
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3. Höchstpreise für Vieh und Fleisch festzusetzen, 


4. bei Übertretung einer Vorschrift zum Schutze des Haustietstandes den Verfall 
jener lebenden oder geschlachteten Tiere zu verfügen, deren Behandlung den Gegenstand 
eines Straferkenntnisses bildet und die im Eigentume des Verurteilten stehen. 


§ 2. 


Die Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 29, November 1915, Nr. 46 
V. Bl. ist aufgehoben’ 
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Kundmachung in Kraft. 


Nr. 15397/v ex 1916. 217. 


Verein „Towarzystwo wzajemnej pomocy pracowniköw 
handlowych i przemysłowych m. Warszawy“. 


Wiederaufnahme der Tätigkeit. 


Das k. u. k. Militärgeneralgouvernement in Lublin hat dem Vereine „Towarzystwo 
wzajemnej pomocy pracowników handlowych i przemysłowych m. Warszawy” dessen Haupt- 
sitz Warschau ist, bewilligt, seine Tätigkeit im k. u. k. Okkupationsgebiete wieder aufzuneh- 
men.—Die Filiale des Vereines hat ihren Sitz in Lublin. 


Nr. 15045/v ex 1916. 218. 


Verein ,Zwiazek Ziemian“— Aufnahme der Tätigkeit im 
öster.-ung. Okkupationsgebiete. 
Dem Vereine „Zwiazek Ziemian“ dessen Hauptsitz Warschau ist, wurde vom Militär- 
generalgouvernement bewilligt, seine Tätigkeit im österr.-ung. Verwaltungsgebiete aufzunehmen. 


Die Vertretung des Vereines für das öster.-ung. Okkupationsgebiet hat ihren Sitz. 
in Lublin. 


Nr. 13904/v ex 1916. 219. 


Verein „Drugie lubelskie Towarzystwo wzajemnego kredytu“ 
Genehmigung des Weiterbestandes. 
Das k. u. k. Militärgeneralgouvernements in Lublin hat den Fortbestand des Vereines 
»Drugie lubelskie Towarzystwo wzajemnego kredytu“ in Lublin auf Grund der bestehenden 
Statuten zur Kenntnis genommen. 


Die Tätigkeit dieses Vereines erstrekt sich statutengemäss auf den ganzen Bereich des 
ehemaligen Gouvernements Lublin. 


Der k. u k. Kreiskommandant 
Ritter von ZAWADZKI, Oberst m. p.. 


Druk. St. Dżał— Lublin. 
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